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Stand: Juni 2018 
(Verfahrensstand: öffentliche Auslegung) 

 
 

V e r o r d n u n g 

über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Othmarschen 46 

Vom ... 

Auf Grund von § 10 in Verbindung mit § 12 des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 3. November 

2017 (BGBl. I S. 3634), in Verbindung mit § 3 Absatz 1 sowie § 5 Absatz 1 des Bauleitplanfeststel-

lungsgesetzes in der Fassung vom 30. November 1999 (HmbGVBl. S. 271), zuletzt geändert am 

13. Februar 2015 (HmbGVBl. S. 39), § 4 Absatz 3 Satz 1 des Hamburgischen Gesetzes zur Aus-

führung des Bundesnaturschutzgesetzes vom 11. Mai 2010 (HmbGVBl. S. 350, 402), zuletzt ge-

ändert am 13. Mai 2014 (HmbGVBl. S. 167), in Verbindung mit § 9 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 des 

Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert am 15. Septem-

ber 2017 (BGBl. I S. 3434), § 81 Absatz 1 Nummer 2 der Hamburgischen Bauordnung (HBauO) 

vom 14. Dezember 2005 (HmbGVBl. S. 525, 563), zuletzt geändert am 17. Februar 2016 

(HmbGVBl. S. 63), sowie § 1, § 2 Absatz 1 und § 3 und der Weiterübertragungsverordnung-Bau 

vom 8. August 2006 (HmbGVBl. S. 481), zuletzt geändert am 5. April 2013 (HmbGVBl. S. 142, 

147), wird verordnet:  

 

 

§ 1 

(1) Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Othmarschen 46 für den Geltungsbereich östlich 

der Baurstraße (Bezirk Altona, Ortsteil 219) wird festgestellt.  

Das Plangebiet wird wie folgt begrenzt:  

Westgrenze des Flurstücks 3196 (Baurstraße), Nord-, Ost- und Südgrenze des Flurstücks 
3072, über das Flurstück 3196 der Gemarkung Othmarschen.  

 

 (2)  Das maßgebliche Stück des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und die ihm beigege-

bene Begründung werden beim Staatsarchiv zu kostenfreier Einsicht für jedermann nie-

dergelegt.  

(3)  Es wird auf Folgendes hingewiesen:  

1. Ein Abdruck des Plans und die Begründung können beim örtlich zuständigen Be-

zirksamt während der Dienststunden kostenfrei eingesehen werden. Soweit zu-

sätzliche Abdrucke beim Bezirksamt vorhanden sind, können sie gegen Kostener-

stattung erworben werden.  
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2. Wird diese Verordnung nach § 12 Absatz 6 des Baugesetzbuchs aufgehoben, weil 

das mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan zugelassene Vorhaben nicht in-

nerhalb der im Durchführungsvertrag nach § 12 Absatz 1 Satz 1 des Baugesetz-

buchs bestimmten Frist durchgeführt wurde, oder weil der Träger des Vorhabens 

ohne Zustimmung nach § 12 Absatz 5 Satz 1 des Baugesetzbuchs gewechselt hat 

und Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Durchführung des vorhaben-

bezogenen Bebauungsplans innerhalb der genannten Frist gefährdet ist, können 

vom Vorhabenträger keine Ansprüche geltend gemacht werden. Wird diese Ver-

ordnung aus anderen als den in Satz 1 genannten Gründen aufgehoben, kann un-

ter den in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichneten Voraussetzungen 

Entschädigung verlangt werden. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fällig-

keit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 

schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsan-

spruch erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-

res, in dem die in den §§ 39 bis 42 des Baugesetzbuchs bezeichneten Vermö-

gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.  

3.  Unbeachtlich werden:  

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 bis 3 des Baugesetzbuchs be-

achtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtli-

che Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und 

des Flächennutzungsplans und  

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Mängel des Ab-

wägungsvorgangs,  

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung des Bebauungs-

plans schriftlich gegenüber dem örtlich zuständigen Bezirksamt unter Darlegung 

des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind.  
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§ 2 
 

Für die Ausführung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans gelten nachstehende Vorschriften: 

1. Im allgemeinen Wohngebiet sind im Rahmen der festgesetzten Nutzungen nur solche 

Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im Durchführungsver-

trag verpflichtet. 

2. Im allgemeinen Wohngebiet werden Ausnahmen für Gartenbaubetriebe und Tankstellen 

nach § 4 Absatz 3 Nummern 4 und 5 der Baunutzungsverordnung (BauNVO), in der Fas-

sung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3787), ausgeschlossen.  

3. Die festgesetzten Gebäudehöhen können im Baugebiet ausnahmsweise für Dachzugänge 

und technische Anlagen (wie zum Beispiel Aufzugsüberfahrten, Zu- und Abluftanlagen, 

Anlagen zur Gewinnung der Solarenergie) um bis zu 2 m überschritten werden. Die tech-

nischen Anlagen dürfen maximal ein Drittel der jeweiligen Dachfläche bedecken. 

4. Im allgemeinen Wohngebiet kann die festgesetzte Grundflächenzahl von 0,4 ausnahms-

weise für Tiefgaragen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden. 

5. Im allgemeinen Wohngebiet ist eine Überschreitung der Baugrenzen ausnahmsweise 

durch Terrassen bis zu einer Tiefe von 3 m sowie durch Balkone bis zu einer Tiefe von 2 

m zulässig.  

6. Im allgemeinen Wohngebiet sind private Stellplätze ausschließlich in Tiefgaragen zuläs-

sig. 

7. Tiefgaragen sowie in Untergeschossen befindliche Abstellräume, Technikräume und Ver-

sorgungsräume sind ausschließlich innerhalb der überbaubaren Flächen und der festge-

setzten Fläche für Tiefgaragen (TGa) zulässig. 

8. Im allgemeinen Wohngebiet ist durch geeignete bauliche Schallschutzmaßnahmen (wie 

zum Beispiel Doppelfassaden, verglaste Loggien, Wintergärten, besondere Fensterkon-

struktionen oder in ihrer Wirkung vergleichbare Maßnahmen) sicherzustellen, dass insge-

samt eine Schallpegeldifferenz erreicht wird, bei der während der Nachtzeit in Schlafräu-

men bei gekipptem Fenster ein Innenraumpegel von 30 dB(A) nicht überschritten wird. Er-

folgen die baulichen Schallschutzmaßnahmen in Form von verglasten Loggien oder Win-

tergärten muss dieser Innenraumpegel bei gekippten/teilgeöffneten Bauteilen erreicht 

werden. Wohn-/ Schlafräume in Ein-Zimmerwohnungen und Kinderzimmer sind wie 

Schlafräume zu beurteilen. 
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9. Für Wohnungen, die an dem mit „(A)“ gekennzeichneten Fassadenabschnitt liegen, ist 

durch bauliche Maßnahmen sicherzustellen, dass in den zu den Wohnungen zugehörigen 

Außenbereichen ein Tagpegel von kleiner 65 dB(A) erreicht wird. Dies kann entweder 

durch eine Orientierung der Außenbereiche an lärmabgewandten Gebäudeseiten oder 

durch die Durchführung baulicher Schallschutzmaßnahmen (wie zum Beispiel verglaste 

Loggien, Wintergärten). mit teilgeöffneten Bauteilen erfolgen.  

10. In den mit „(B)“ bezeichneten überbaubaren Flächen des allgemeinen Wohngebiets ist ei-

ne einseitig nach Westen ausgerichtete Wohnnutzung erst dann zulässig, wenn die Um-

leitung und die Verkehrsführung über die Baurstraße im Zuge der Bauarbeiten der Über-

deckelung der Bundesautobahn 7 im Abschnitt Altona eingestellt ist. Die Dauer der Umlei-

tung wird durch die dafür erteilte Straßenverkehrsbehördliche Anordnung bestimmt. Für 

gewerbliche Aufenthaltsräume muss ein ausreichender Schallschutz an Außentüren, 

Fenstern, Außenwänden und Dächern der Gebäude durch bauliche Maßnahmen geschaf-

fen werden.  

11. An den mit „(C)“ gekennzeichneten Fassadenabschnitten ist in den Obergeschossen 5, 6 

und 7 durch mindestens 0,55 Meter tiefe Vorbauten vor zu öffnenden Fenstern von Auf-

enthaltsräumen ein ausreichender Schutz vor Gewerbelärmkonflikten herzustellen. An der 

mit „(D)“ gekennzeichneten Fassade ist im 7. Obergeschoss auf der Südseite des süd-

lichsten Fensters vor Aufenthaltsräumen ein mindestens 1,5 Meter tiefes und mindestens 

2,3 Meter hohes Schallschutzelement vorzusehen. Dieses muss ein bewertetes Baumin-

destschalldämm-Maß R‘w von 10 dB aufweisen. An der mit „(E)“ gekennzeichneten Fas-

sade ist im 5. Obergeschoss auf der Südseite des südlichsten Fensters von Aufenthalts-

räumen ein mindestens 1,5 Meter tiefes und mindestens 2,3 Meter hohes Schallschutze-

lement vorzusehen. Dieses muss ein bewertetes Mindestbauschalldämm-Maß R‘w von 10 

dB aufweisen. Auf die Umsetzung der zuvor genannten Festsetzung zum Schutz vor Ge-

werbelärmkonflikten kann verzichtet werden, wenn die Einhaltung des Richtwertes von 40 

dB(A) in der lautesten Nachtstunde 0,5 m vor einem zu öffnenden Fenster eines Aufent-

haltsraumes durch Einzelnachweis sicher gestellt ist. 

12. Im allgemeinen Wohngebiet ist der Erschütterungsschutz der Gebäude durch bauliche 

oder technische Maßnahmen (zum Beispiel an Wänden, Decken und Fundamenten) so 

sicherzustellen, dass die Anhaltswerte der DIN 4150 (Erschütterungen im Bauwesen), Teil 

2 (Einwirkung auf Menschen in Gebäuden), Tabelle 2, Zeile 4 (Wohngebiete nach BauN-

VO) eingehalten werden. Zusätzlich ist durch die baulichen und technischen Maßnahmen 

zu gewährleisten, dass der sekundäre Luftschall die Immissionsrichtwerte der Techni-

schen Anleitung zum Schutz gegen Lärm vom 26. August 1998 (Gemeinsames Ministeri-

alblatt S. 503), geändert am 1. Juni 2017 (BAnz. AT 08.06.17 B5), Abschnitt 6.2, nicht 

überschreitet. Einsichtnahmestelle der DIN 4150: Freie und Hansestadt Hamburg, Bezirk-
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samt Altona, Jessenstraße 1-3, 22767 Hamburg sowie in der Behörde für Umwelt und 

Energie, Amt für Immissionsschutz und Betriebe, Bezugsquelle der DIN 4150: Beuthver-

lag GmbH, Berlin. 

13. Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sind mindestens fünf groß-

kronige Bäume zu pflanzen.  

14. In dem Plangebiet sind außerhalb der Fläche für die Anpflanzung von Bäumen und Sträu-

chern mindestens 41 kleinkronige Bäume und zwei großkronige Bäume zu pflanzen. 

15. Für festgesetzte Baumpflanzungen sind standortgerechte einheimische Laubgehölze zu 

verwenden, zu erhalten und bei Abgang zu ersetzen. Großkronige Bäume müssen einen 

Stammumfang von mindestens 30 cm, kleinkronige einen Stammumfang von mindestens 

20 cm aufweisen, jeweils gemessen in 1 m Höhe über dem Erdboden. Im Kronentraufbe-

reich der festgesetzten Bäume ist eine offene Vegetationsfläche von mindestens 12 m2 

anzulegen und zu begrünen. 

16. Dachflächen von Gebäuden sind mit einem mindestens 12 cm starken durchwurzelbaren 

Substrataufbau zu versehen und extensiv zu begrünen. Von einer Begrünung kann in den 

Bereichen abgesehen werden, die als Terrassen oder der Belichtung, Be- und Entlüftung, 

oder der Aufnahme von technischen Anlagen dienen. 

17. Nicht überbaute Untergeschosse sind mit Ausnahme von Terrassen, erforderlichen Müll-

standorten und Fahrradstellplätzen, Zuwegungen, Plätzen sowie Kinderspielflächen mit 

einem mindestens 65 cm starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und 

dauerhaft zu begrünen. Soweit Bäume angepflanzt werden, muss auf einer Fläche von 

mindestens 12 m2 je Baum die Schichtstärke des durchwurzelbaren Substrataufbaus 

mindestens 1 m betragen. 

18. Im Plangebiet sind an geeigneten nach Osten ausgerichteten Außenwänden der Gebäude 

folgende Vogelnistkästen in die Fassade zu integrieren oder anzubringen: vier Nistkästen 

für Halbhöhlenbrüter, zehn Nistkästen für Mauersegler sowie drei Koloniekästen für 

Haussperrlinge. Zudem sind vier Dohlenkästen paarweise in mindestens 10 m Höhe an 

die nach Süden ausgerichteten Fassaden anzubringen oder zu integrieren. Alle Nistkäs-

ten sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen.  

19. Ebenerdige Standplätze für Abfallbehälter außerhalb von Gebäuden sind so mit Sträu-

chern oder Hecken einzugrünen, dass sie von den öffentlichen Wegen nicht einsehbar 

sind.  

20. Die Pergola über der Tiefgarageneinfahrt ist mit Schling- und Kletterpflanzen in einem 

Pflanzabstand von 0,5 m dauerhaft zu begrünen. 

21. Für die festgesetzte Wandbegrünung ist je 1 m Wandfläche mindestens eine Pflanze zu 

verwenden. 



 6 

 

§3 

Für das Plangebiet werden die Teilbereiche der bisher bestehenden Bebauungspläne aufge-

hoben.  


